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Beilage 
Betreff: 
 
Satzung Nr. 71 "Großreuth h.d.V. Ost" zur Aufhebung der planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3586 sowie der Baulinienpläne Nr. 1494 und 
1827, für ein Gebiet nördlich der Großreuther Straße, mit den Fl.Nrn. 73, 73/1, 73/2, 73/3, 
74, 74/3, 74/4, 74/5, 75, sowie Teilen der Fl.Nrn. 826/18 und 91/2, Gmkg. Großreuth h.d.V. 
Einleitung und frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

Entscheidungsvorlage 
 
 
Ausgangssituation 
Im Stadtplanungsausschuss vom 27.09.2018 wurde vor dem Hintergrund des dringenden 
Wohnbedarfs über die planungsrechtliche Umsetzung der im Flächennutzungsplan dargestellten 
Wohnbaupotenziale in Bebauungsplänen berichtet. Daraus ergab sich die Aufgabe für die 
Verwaltung, im Planungsgebiet eine Baurechtsanpassung vorzunehmen.  

Der ca. 13640 m² große Geltungsbereich der Aufhebungssatzung Nr. 71 ist ein Teilbereich des 
Bebauungsplans Nr. 3586 aus dem Jahr 1969 mit der Festsetzung einer „Fläche für die 
Landwirtschaft – Erwerbsgärtnerei“. Der aktuelle Flächennutzungsplan stellt den Bereich als 
Wohnbaufläche dar. 
 
Im Geltungsbereich befinden sich eine Gärtnerei, eine aufgelassene Gärtnerei und 
Wohnnutzungen. Der neue Eigentümer der Fl.Nrn. 74/3, 74/4 und 74/5 Gemkg. Großreuth 
h.d.V. mit den aufgelassenen Gärtnereinutzungen beabsichtigt, dort eine Wohnbebauung zu 
errichten, was nach Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen auf Grundlage des § 34 
Baugesetzbuch grundsätzlich genehmigungsfähig ist, wenn sich die Neubebauung in die 
Bestandsbebauung einfügt.  
 
Das Planungsgebiet ist planungsrechtlich unter Beachtung der vorwiegenden umgebenden und 
der vorhandenen Nutzung derzeit als Mischgebiet einzustufen, in dem die bestehende 
Gärtnerei auf der Fl.Nr. 75 Gmkg. Großreuth h.d.V. allgemein zulässig ist. Langfristig kann es 
sich bei ggf. entsprechenden Nutzungsänderungen zu einem Wohngebiet gemäß Darstellung 
im Flächennutzungsplan entwickeln.  
 
Dazu sind die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3568 aufzuheben.  
Die durch den Bebauungsplan Nr. 3586 verdrängten Baulinienpläne Nr. 1494 sowie 1827 werden 
in diesem Zusammenhang ebenfalls aufgehoben. Nach Abschluss des Verfahrens können diese 
Pläne nicht mehr zur Beurteilung von Bauvorhaben herangezogen werden.  

 
Kosten 
Durch die Aufhebung der planungsrechtlichen  Festsetzungen entstehen der Stadt Nürnberg 
keine Kosten. 
 
Zeitliche Umsetzung 
Das Satzungsverfahren im hier vorliegenden Regelverfahren kann in ca. zwei Jahren 
abgeschlossen werden. 
 
Fazit 
Entsprechend dem Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom 27.09.2018 soll der 
Teilbereich des Bebauungsplans Nr. 3586 mit der Festsetzung „Fläche für die Landwirtschaft – 
Erwerbsgärtnerei“ aufgehoben werden, um eine Wohnbebauung zu ermöglichen. 


